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Hintergrund  

Hohe Nachfrage nach Netzanschlusskapazi-

tät führt zu Anschlusskonkurrenz. 

Im Zuge der Digitalisierung, der Elektrifizie-

rung von Wärme und Verkehr sowie des wei-

terhin dynamischen Ausbaus erneuerbarer 

Energien treten neue Anschlussnehmergrup-

pen auf den Plan. Insbesondere größere 

Stromspeicheranlagen und Rechenzentren 

mit ihren erheblichen, teilweise regional kon-

zentrierten Leistungsbedarfen erhöhen die 

Anforderungen an die Netzinfrastruktur. 

Dabei übersteigt die Summe der angefragten 

Netzanschlusskapazitäten die verfügbaren 

deutlich. 

Ein Beispiel ist die aktuelle Antragslage von 

Stromspeicheranlagen: Insgesamt wurden 

auf Übertragungs- und Verteilernetzebene An-

schlussbegehren mit einem Umfang von etwa 

720 GW gestellt. Auch wenn eine Realisie-

rung aller Projekte dabei weder wahrschein-

lich noch ökonomisch sinnvoll ist, müssen 

Netzbetreiber diese Anfragen bearbeiten. 

Diese Entwicklungen führen dazu, dass Netz-

anschlusskapazität zu einem knappen Gut 

wird. Netzbetreiber stehen vor der schwieri-

gen Aufgabe, zu entscheiden, welchen An-

schlussnehmern sie zu welchem Zeitpunkt 

und in welcher Höhe eine Netzanschlusszu-

sage erteilen können. 

Priorisierungskriterien bilden eine transpa-

rente Basis zur Verteilung von Netzanschluss-

kapazität 

Sowohl Übertragungs- als auch Verteilernetz-

betreiber haben begonnen, ihre Verfahren zur 

Vergabe von Netzanschlusskapazitäten an 

die neue Situation anzupassen. 

Übertragungsnetzbetreiber haben am 1. April 

2026 das Windhundprinzip („first come, first 

served“) beim Netzanschluss durch ein soge-

nanntes Reifegradverfahren ersetzt. Dabei 

entscheidet der Projektfortschritt darüber, 

welches Netzanschlussvorhaben bei An-

schlusskonkurrenz Netzanschlusskapazitä-

ten erhält. Einzelne Verteilernetzbetreiber 

führen alternative Verfahren wie eine Repar-

tierung von Netzanschlusskapazitäten ein. 

Hierbei werden die verfügbaren Netzan-

schlusskapazitäten gleichmäßig auf die An-

tragsteller aufgeteilt. 

Da je nach Netzgebiet nicht mehr alle Netzan-

schlussanfragen bedient werden können, be-

steht ein grundlegender „politischer“ Ent-

scheidungsbedarf über die Priorisierung von 

Netzanschlussbegehren. Diese kann weder 

im Einzelfall noch pauschal für das gesamte 

Bundesgebiet erfolgen. Was an der einen 

Stelle zielführend ist, kann an anderer Stelle 

unpassend sein. 

Der Gesetzgeber hat es sich daher zur Auf-

gabe gemacht, Leitplanken für die Priorisie-

rung in Form von übergeordneten Priorisie-

rungskriterien zu setzen. 

Das Netzanschlusspaket der Bundesregie-

rung soll hierfür einen geeigneten Rahmen 

für individuelle Ausgestaltungen setzen. 

 

Abbildung 1: Rolle der Priorisierung im Netzanschlussprozess bei Anschlusskonkurrenz 
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Zielstellung  

Ziel ist eine technisch wie wirtschaftlich sinn-

volle Priorisierung von Netzanschlussbegeh-

ren bei knapper Netzanschlusskapazität. Pri-

orisierungskriterien bilden dafür die Grund-

lage. 

Trotz zunehmender Anschlusskonkurrenz 

sind die Netzbetreiber gehalten, Netzan-

schlusskapazitäten angemessen und trans-

parent zu verteilen. Zu diesem Zweck schlägt 

das Bundeswirtschaftsministerium Leitplan-

ken in Form von Priorisierungskriterien vor. 

Demnach ist die Berücksichtigung möglich 

von: 

■ Aspekten der Sicherheit und Zuverlässig-

keit des Elektrizitätsversorgungsnetzes, 

■ gesetzlichen Zielvorgaben für den Ausbau 

von Erzeugungsanlagen, Stromspeicher-

anlagen und Verbrauchern, 

■ Szenarien der Netzentwicklungsplanung, 

■ Bedarfen nachgelagerter und angrenzen-

der Netzbetreiber, 

■ einer effizienten Nutzung von Netzver-

knüpfungspunkten, 

■ Flächenausweisungen in Raumordnungs- 

oder Bauleitplänen, 

■ Standortgebundenheit der Anschlussbe-

gehren. 

Die Kriterien im Einzelnen 

Ein Werkzeugkasten für die Priorisierung 

Dem Gesetzesentwurf des Bundeswirt-

schaftsministeriums folgend sind die Priori-

sierungskriterien als „Werkzeugkasten“ zu 

verstehen, den Netzbetreiber in einer Konkur-

renzsituation von Anschlussbegehren nutzen 

können. Nicht jedes der Kriterien ist in allen 

Fällen anzuwenden und passend. Vielmehr 

liegt es in der Verantwortung der Netzbetrei-

ber, je nach Netzebene, regionaler Netz- und 

Versorgungssituation sowie Intensität der 

Konkurrenzsituation sachgerecht aus den Pri-

orisierungskriterien auszuwählen und diese 

in geeigneten Vergabeverfahren abzubilden. 

Die Bundesnetzagentur muss das durch Netz-

betreiber entwickelte Vergabeverfahren prü-

fen und bestätigen. Das vorliegende Papier 

soll diese Diskussion und Entscheidung nicht 

vorwegnehmen. Es dient zur Erläuterung der 

vorgeschlagenen Kriterien.  

1. Sicherheit und Zuverlässigkeit des Elektri-

zitätsversorgungssystems  

Mit diesem Kriterium ist es möglich, An-

schlussbegehren mit einem positiven Beitrag 

zur Systemsicherheit und Versorgungszuver-

lässigkeit zu priorisieren. Dadurch werden 

Netznutzer auch angereizt, den Betrieb ihrer 

Anlagen so zu gestalten, dass diese einen 

entsprechenden Beitrag leisten können. 

Anwendungsbeispiele:  

Gesicherte Leistung: Netzbetreiber könnten 

das Kriterium nutzen, um Anschlussbegehren 

mit positivem (bzw. am wenigsten negativen) 

Einfluss auf die gesicherte Leistung (z.B. 

nicht-dargebotsabhängige Einspeiseleistung 

oder flexible Last) am konkret gewünschten 

Netzverknüpfungspunkt zu priorisieren. Mög-

liche Anwendungsfälle sind die Priorisierung 

von Speicherprojekten mit hoher Ausspeise-

dauer oder die Priorisierung von Anschlussbe-

gehren von regelbaren Erzeugern. 

Systemstabilität: Ein mögliches Anwendungs-

beispiel ist die Priorisierung von Projekten, 

die einen positiven (bzw. am wenigsten nega-

tiven) Einfluss auf den Bedarf an Momentan-

reserve und/oder Kurzschlussleistung ha-

ben. 

2. Gesetzliche Zielvorgaben für den Ausbau 

von Erzeugungsanlagen, Stromspeicheranla-

gen und Verbrauchern 

Der gesetzliche Rahmen sieht einen steten 

Zubau erneuerbarer Energien vor und formu-

liert mit § 1 EnWG ein entsprechendes ge-

setzliches Ziel. Konkrete Zielvorgaben für den 

Ausbau erneuerbarer Energien ergeben sich 

aus den §§ 1, 4 und 4a EEG sowie in Bezug 

auf die Flächenausweisung der Länder aus 

§ 3 WindBG.  

Für Stromspeicheranlagen und Verbraucher 

existieren aktuell zwar keine entsprechenden 

konkreten gesetzlichen Zielvorgaben. Indirekt 

führen die im Klimaschutzgesetz verankerten 

Sektorenziele aber zu einem Elektrifizierungs-

bedarf verschiedener Verbrauchersektoren. 

Für bestimmte Verbraucher gibt es spezifi-

sche Vorgaben, die sich zum Beispiel aus 

dem Wärmeplanungsgesetz oder der nationa-

len Wasserstoffstrategie ergeben.  
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Zudem setzt die Systementwicklungsstrate-

gie des BMWE Leitplanken für den Ausbaube-

darf von Energiespeichern und Verbrauchern. 

Dieser Prozess findet Berücksichtigung im 

Szenariorahmen des Netzentwicklungsplans 

(siehe Punkt 3). 

Anwendungsbeispiel: Netzbetreiber können 

dieses Kriterium nutzen, um Netzanschluss-

begehren von Technologien lokal zu priorisie-

ren, sofern deren gesetzliche Zielvorgaben 

bislang nicht erfüllt sind.  

3. Szenarien der Netzentwicklungsplanung 

Die langfristige Planung des Netzausbaus ba-

siert auf verschiedenen, miteinander ver-

zahnten Planungsinstrumenten. Zu den zent-

ralen Elementen zählen die Systementwick-

lungsstrategie, der Szenariorahmen für den 

Netzentwicklungsplan Strom sowie die Regio-

nalszenarien und die darauf basierenden 

Netzausbaupläne der Verteilernetzbetreiber.  

Eine stärkere Berücksichtigung dieser Pla-

nungsinstrumente bei der Priorisierung von 

Netzanschlussbegehren kann dazu beitra-

gen, Anschlussbegehren mit den planeri-

schen Annahmen und energiepolitischen Ziel-

setzungen in Einklang zu bringen. Dies unter-

stützt die konsistente Umsetzung der Netz-

planung und trägt zu einem effizienten sowie 

sicheren Energiesystem bei. 

Der Szenariorahmen nach § 12a EnWG trifft 

Annahmen zur Entwicklung erneuerbarer 

Energien, anderer Erzeugungstechnologien, 

verschiedener Verbrauchssektoren sowie 

Stromspeicheranlagen und enthält z.T. detail-

lierte Annahmen über deren geografische 

Verteilung. In den Regionalszenarien der Ver-

teilernetzbetreiber nach § 14d EnWG werden 

die regionalisierten Mantelzahlen des Szena-

riorahmens aufgegriffen und in Verbindung 

mit „bottom-up“ erhobenen Daten in die Pla-

nung integriert. In den Szenarien werden 

auch die unter 2. genannten gesetzlichen 

(Ziel-) Vorgaben berücksichtigt.  

Anwendungsbeispiel: Übertragungs- und Ver-

teilernetzbetreiber können Netzanschlussbe-

gehren auf Grundlage der technologiespezifi-

schen Ausbauziele der Szenarien priorisieren. 

Hierzu werden Technologien bevorzugt be-

rücksichtigt, deren Anschlussentwicklung in 

einer Netzregion hinter den Szenarioannah-

men zurückbleibt. Umgekehrt können 

Anschlussbegehren von Technologien nach-

rangig behandelt werden, deren bereits zuge-

sagte Anschlusskapazitäten die langfristig 

vorgesehenen Ausbaupfade übersteigen. So 

kann beispielsweise eine Technologie gegen-

über anderen Technologien depriorisiert wer-

den, wenn für sie in einer Netzregion bereits 

mehr Netzanschlusszusagen vorliegen, als 

gemäß den Szenarien für das Zieljahr 2045 

erforderlich sind. 

Die Berücksichtigung des Szenariorahmens 

bzw. der Regionalszenarien ermöglicht zu-

dem eine Kontingentierung von Netzan-

schlusskapazitäten für zukünftige Bedarfs-

entwicklungen, etwa für den Hochlauf der 

Schnellladeinfrastruktur oder für die Zwecke 

der Elektrifizierung der Wärmeversorgung 

oder der Dekarbonisierung der Industrie. 

4. Bedarfe nachgelagerter und angrenzender 

Netzbetreiber 

Neben unmittelbar angeschlossenen Ver-

brauchs-, Erzeugungs- und Stromspeicheran-

lagen versorgen Netzbetreiber in vielen Fällen 

nachgelagerte Netzbetreiber, die wiederum 

eigene Begehren zur Leistungserweiterung 

beim vorgelagerten Netzbetreiber einreichen. 

Die Gründe für solche Begehren können viel-

fältig sein: So kann ein Auslöser etwa der An-

schluss einer im nachgelagerten Netz geplan-

ten Stromspeicheranlagen sein. In anderen 

Fällen dienen Leistungserweiterungen der öf-

fentlichen Daseinsvorsorge, beispielsweise 

zur Versorgung neuer Wohngebiete, dem Aus-

bau der Elektromobilität oder dem Anschluss 

neuer Wärmepumpen. 

In all diesen Fällen sollte der vorgelagerte 

Netzbetreiber bei der Bewertung von Leis-

tungsbegehren den Zweck der jeweiligen 

Leistungserweiterung berücksichtigen und 

diesem entsprechend eine Priorität zuord-

nen. Das Kriterium ist als „Öffner“ zu verste-

hen, um die Leistungsbedarfe nachgelagerter 

Netzbetreiber im Vergabemechanismus sach-

gerecht abzubilden. Dazu müssen zwischen 

den Netzbetreibern geeignete Koordinations-

prozesse zur Meldung und Begründung von 

Leistungsbedarfen etabliert werden. 

Anwendungsbeispiel: Der nachgelagerte 

Netzbetreiber meldet die geplante Leistungs-

erweiterung im Rahmen des Vergabeverfah-

rens an, so wie jede andere 
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Anschlussnehmergruppe auch. Dient der 

Leistungsbedarf zur künftigen Sicherstellung 

der Daseinsvorsorge (z. B. der Stromversor-

gung einer Neubausiedlung), kann der vorge-

lagerte Netzbetreiber diese Anfrage gemäß 

seiner Priorisierungslogik höher priorisieren. 

5. Effiziente Nutzung von Netzverknüpfungs-

punkten 

Mit Blick auf eine gesamtwirtschaftlich effizi-

ente Umsetzung der Energiewende soll es 

möglich sein, Netzanschlussbegehren im 

Vergabeverfahren zu bevorzugen, die beste-

hende Infrastruktur besonders effizient nut-

zen.  

Dies kann beispielsweise durch die Flexibili-

sierung der Anschlussleistung oder durch die 

gemeinsame Nutzung von Netzverknüpfungs-

punkten („Cable Pooling“) im Rahmen des Ab-

schlusses einer flexiblen Netzanschlussver-

einbarung nach § 17 Abs. 2b EnWG oder § 8a 

EEG erfolgen. Voraussetzung hierfür ist, dass 

der Netzbetreiber die Anschlusskonkurrenz 

bzw. vorhandene Möglichkeiten zum Ab-

schluss flexibler Netzanschlussvereinbarun-

gen transparent macht und den Anschlussbe-

gehrenden die erforderlichen Informationen 

bereitstellt. 

Ein solches Vergabekriterium setzt gezielte 

Anreize für die Nutzung und Weiterentwick-

lung flexibler Netzanschlusskonzepte auf Sei-

ten der Netz- und Anlagenbetreiber und trägt 

insbesondere zu einer wirtschaftlich effizien-

teren Nutzung begrenzter Netzkapazitäten 

bei. 

Anwendungsbeispiele: 

Flexibilisierung der Anschlussleistung: Im 

Rahmen flexibler Netzanschlussvereinbarun-

gen kann sich der Anschlussnehmer bereit er-

klären, seine Anschlussleistung einzuschrän-

ken, etwa durch statische oder dynamische 

Begrenzungen von Bezug und/oder Einspei-

sung in erwarteten Netzengpasssituationen. 

Bei knappen Anschlusskapazitäten aufgrund 

struktureller Netzengpässe hat der Netzbe-

treiber die Möglichkeit, solche Netzan-

schlussbegehren im Vergabeverfahren zu pri-

orisieren, die durch die Inkaufnahme von Fle-

xibilisierung zu einer effizienteren Auslastung 

der bestehenden Netzkapazitäten beitragen. 

Sonderfall Cable Pooling: Insbesondere im 

Übertragungsnetz ist die Knappheit von Netz-

anschlusskapazitäten häufig auf die be-

grenzte Verfügbarkeit von Schaltfeldern in 

Umspannwerken zurückzuführen. Der Neu-

bau zusätzlicher Schaltfelder ist aufgrund des 

hohen Flächenbedarfs oftmals nur einge-

schränkt möglich, weshalb diese zunehmend 

zu einem Engpassfaktor werden.  

Ein Lösungsansatz ist das sogenannte Cable 

Pooling. Dabei teilen sich mehrere Netznutzer 

im Rahmen einer flexiblen Netzanschlussver-

einbarung ein Schaltfeld durch die gemein-

same Nutzung der Anschlussleitung. Stellen 

mehrere Anschlussbegehrende Anträge für 

denselben Standort, und stehen nicht ausrei-

chend Schaltfelder zur Bedienung aller Netz-

anschlussbegehren zur Verfügung, könnte 

der Netzbetreiber diejenigen Projekte priori-

sieren, die durch die gemeinsame Nutzung ei-

nes Netzverknüpfungspunktes eine effizien-

tere Auslastung des beanspruchten Schaltfel-

des ermöglichen. 

6. Ausweisungen von Flächen in Raumord-

nungs- oder Bauleitplänen 

Das Raumordnungsverfahren und die Bau-

leitplanung sind zentrale Instrumente der 

Raumordnung. Sie gewährleisten, dass die 

räumliche Entwicklung einer Region geord-

net, nachhaltig und unter Einbeziehung aller 

relevanten Akteure erfolgt und tragen so zu 

einer kohärenten und langfristig tragfähigen 

Raumstruktur bei. 

Die Regionalplanung, die auf der Raumord-

nung aufsetzt, überführt die Leitlinien der 

Raumordnung in regionale Vorgaben. Die Re-

gionalplanung weist Flächen nach Nutzungs-

funktionen aus. Die Konkretisierung der Regi-

onalplanung erfolgt im Rahmen der Bauleit-

planung durch die Kommunen. Die Bauleit-

planung setzt sich aus dem Flächennutzungs-

plan sowie dem Bebauungsplan zusammen. 

Einige Kommunen weisen im Rahmen des 

Flächennutzungsplanes bereits Sonderge-

biete für bestimmte Verbrauchergruppen wie 

z. B. Rechenzentren aus.  

Mit der Priorisierung von Anschlussbegehren 

auf entsprechend ausgewiesenen Vorrangflä-

chen können Raumordnung und Bauleitpla-

nung auch im Netzanschlussverfahren Be-

rücksichtigung finden. Dies erlaubt eine 
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engere Verzahnung von Raumplanung, Netz-

ausbau und Netzanschluss.  

7. Standortgebundenheit der Anschlussbe-

gehren 

Das Kriterium der Standortgebundenheit er-

möglicht es Netzbetreibern, Anschlussbegeh-

ren zu priorisieren, die aufgrund der räumli-

chen Gegebenheiten auf einen konkreten 

Netzverknüpfungspunkt angewiesen sind. 

Anwendungsbeispiel: Die Elektrifizierung be-

stehender Industrieanlagen und Anlagen des 

produzierenden Gewerbes setzen eine stand-

ortgebundene Erhöhung der Netzanschluss-

kapazität voraus. Eine Verlagerung der in-

dustriellen Produktionsanlagen ist weder wirt-

schaftlich noch politisch opportun. 

Neben historischer Standortgebundenheit 

von Bestandsanlagen kann sich die Standort-

gebundenheit auch aus Belangen der räumli-

chen Infrastrukturabdeckung, etwa beim Aus-

bau von Ladeinfrastruktur, der Wärmeversor-

gung oder Mobilfunkmasten, ergeben. Dane-

ben können auch topografische Bedingungen 

die Ortsflexibilität von Netzanschlussbegeh-

ren beschränken. 

3. Bewertung und Ausblick 

Die Einführung von Priorisierungskriterien ist 

notwendig, um knappe Netzanschlusskapazi-

täten unter Wahrung der Netz- und Systemsi-

cherheit auch künftig transparent und diskri-

minierungsfrei zu vergeben. 

Sie eröffnen Netzbetreibern einen klar struk-

turierten Handlungsrahmen, um technische 

Erfordernisse der Versorgungssicherheit, 

energie- und klimapolitische Zielsetzungen 

sowie planerische und regionale Besonder-

heiten in ein kohärentes Vergabeverfahren zu 

überführen. 

Als modularer „Werkzeugkasten“ ermögli-

chen die Kriterien eine flexible regionale Aus-

gestaltung von Vergabeverfahren und unter-

stützen dabei eine kohärente Systempla-

nung. 

Ziel ist die Ablösung des Windhundprinzips 

zugunsten eines Systems, in dem der indivi-

duelle Beitrag von Anschlussnehmern zur Er-

reichung der energiepolitischen Ziele sowie 

zur Erhöhung der Systemeffizienz und -sicher-

heit angemessen Berücksichtigung findet. 

 

Abbildung 2: Anwendungsfelder der Priorisierungskriterien im Netzanschlussverfahren

 


